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Demütigung
für Putin

S chwarzerRauchüber
Moskau nach ukrai-
nischenDrohnenan-

griffen, eine Raffinerie in
Flammen und Ölregen in
der russischen Haupt-
stadt: Diese Bilder stehen
symbolisch für die verän-
derte Dynamik des russi-
schen Angriffskrieges gegen die Uk-
raine.FürKremlchefWladimirPutin
sindsieeineDemütigung:Nichtein-
mal in derHauptstadt kann die Luft-
abwehrdieBevölkerungbeschützen,
fürdiederKriegzunehmendauchim
eigenen Land spürbar wird. Ein
Krieg, den die Ukraine nie gewollt
habe, wie der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj betont. „Aber
wenn die Ukraine brennt, wird auch
Moskau brennen.“
Der US-Politikwissenschaftler Ian

Bremmer meint: „Es ist schwer, seit
dem Fall der Berliner Mauer einen
größeren strategischen Fehler zu
finden als Putins Entscheidung, in
die Ukraine einzumarschieren.“ Es
ist noch zu früh zu sagen, ob die Uk-
raine eineWende erzielt hat. Einwie
auchimmergearteterSiegist fürkei-
neSeite absehbar. SelenskyjsZiel ist
es, Putin an den Verhandlungstisch
zu zwingen.

UkrainischeDrohnenangriffe undneue
Sanktionen zeigenWirkung

derwegenKamikazedroh-
nen kaum Vorstöße mög-
lich sind.
ZwaristdieUkraineweit

davon entfernt, die russi-
schen Angreifer aus dem
Land zu drängen. 20 Pro-
zentderFlächedesLandes
sindbesetztdurchdenAg-

gressor. Die russischen Truppen ha-
benimAprilundMaiabernacheiner
Analyse der Nachrichtenagentur
AFPaufBasisvonDatendesInstitute
for the Study ofWar (ISW)mehr Ge-
lände verloren als gewonnen. Der
britische Geheimdienst GCHQ ging
Ende vergangenen Monats davon
aus, dass seit Beginn der russischen
InvasionvormehralsvierJahrenfast
eine halbe Million russischer Sol-
datengetötetwurden. ImApril sagte
der damalige britische Verteidi-
gungsminister John Healey, Russ-
landverliere seitMonatenmehrSol-
daten, als es neu rekrutieren könne.
Die EU begann am vergangenen

Montag offiziell die Beitrittsver-
handlungen mit der Ukraine – ein
klares Signal an die Adresse Putins.
Beim G7-Gipfel in Evian versicher-
ten die Staats- und Regierungschefs
der führendenIndustriestaatenkurz
darauf, sie stünden „geschlossen
und unerschütterlich an der Seite
der Ukraine“.
Auch US-Präsident Donald

Trump, der zuletzt mehrfach Posi-
tionen vertreten hatte, die Moskau
entgegenkamen, scherte dieses Mal
nicht aus. Die EU verabschiedete
neue Sanktionen gegen Russland.
Die G7-Staaten kündigten ebenfalls
an, den Druck auf die russische
Kriegswirtschaft weiter zu erhöhen.
Über Jahre hinweg schien es so, als

würdendiewestlichenStrafmaßnah-
menwenigWirkung zeigen. Die zeit-
weise Aussetzung von US-Sanktio-
nen, die wegen des Iran-Kriegs den
Verkauf und Transport russischen
Rohöls auf dem Seeweg ermöglichte,
spülte kurzfristig Geld in Putins
Kriegskasse.DochdieAussichtenha-
bensichverdüstert.„DieHinweiseda-
rauf,dasssichdierussischeWirtschaft
im Endstadium befindet, verdichten
sich“, heißt es in einem Bericht des
KielInstitutsfürWeltwirtschaft.Mos-
kausfiskalischeReservenseien„weit-
gehendaufgebraucht“.

LEITARTIKEL

Russlands Schwäche hat unter-
schiedliche Gründe. Einer davon ist,
dass die Ukraine größere Drohnen
entwickelt hat, die schwerere
Sprengköpfe tragen und immer grö-
ßereDistanzenüberwindenkönnen.
MoskauundSt.Petersburg liegenin-
zwischeninReichweiteukrainischer
Langstreckendrohnen. Drohnenan-
griffe auf Raffinerien behindern die
Produktion von Rohöl, einer wichti-
gen Einnahmequelle, und führen zu
Treibstoffmangel. Mittelstrecken-
drohnen greifen Nachschubwege an
und unterbrechen die Versorgung
derrussischenFrontsoldaten.Ander
Front erstreckt sich auf beiden Sei-
ten eine sogenannte Todeszone, in

Unvermeidlich

D en Vorschlägen der
Rentenkommis-
sion ist anzumer-

ken, dass dort einMix aus
Politikern und Wissen-
schaftlern, Jüngeren und
Älteren, mit sehr unter-
schiedlicher Ausrichtung
zusammensaß. Heraus-
gekommen ist ein ausgewogenes
Gesamtpaket – zumindest auf den
ersten Blick. Der Teufel steckt aller-
dings im Detail. Insofern ist abzu-
warten,wiediegrobenLiniengenau
ausgestaltet werden sollen.
Dass die Kommission eine Anhe-

bung des Renteneintrittsalters
empfehlen würde, war absehbar –
und angesichts der finanziellen

Späterer Einstieg in die Rente in kleinen Schritten

und demografischen Lage unver-
meidbar. Eine Anhebung um ein
halbes Jahr über ein Jahrzehnt hin-
weg wäre moderat und würde nie-
manden überfordern. Und die
Kopplung an die Lebenserwartung
lässt sich besser erklären als eine

KOMMENTAR

Erhöhung auf eine starre
neue Regelaltersgrenze
bis zum Jahr X.
Interessant ist die Emp-

fehlung einer neuen kapi-
talgedeckten Komponente
in der Rentenversiche-
rung. Ja, die Rentenbeiträ-
ge würden dadurch etwas

nach oben gehen. Aber es ist besser,
wenn sie durch einen aktiven Schritt
steigen, der darauf ausgelegt ist,Ver-
sicherten im Alter höhere Erträge zu
bescheren,alsdurchNichtstun.Ohne
Reformenwürden die Beiträge eben-
falls steigen. Die Neuerung soll
außerdeminkleinenSchritteneinge-
führt werden, damit die Mehrbelas-
tungnicht auf einen Schlag kommt.
Eine Abschaffung der allgemei-

nenFrührenteohneAbschlägedürf-
temanchenärgern.Eswäreabernur
gerecht.DennselbstvondenSozial-
demokraten, die damals für die Ein-
führung der „Rente mit 63“ kämpf-
ten, räumen einige heute ein, dass
diese nicht den Richtigen zugute-
kommt.DassingroßerZahlgesunde
undnicht überstrapazierteBeschäf-
tigte vorzeitig in Rente gehen, ist
nicht sinnvoll und für das System
kaum noch zu verkraften. Wichtig
ist, dass eine Option zum frühen
Ausstieg für jene erhalten bleiben
soll, die gesundheitlich tatsächlich
nicht mehr können.
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Thomas Plaßmann

Linken-Chef
verharmlost AfD

L uigiPantisanohatsichverzockt.
Der 46-jährige neue Linken-
Chefhat es geschafft, vor seiner

Wahl nacheinander sowohl die radi-
kalenwestdeutschenLandesverbän-
de als auch die realpolitischen Ost-
deutschen gegen sich aufzubringen.
Erst kündigt er an, zurVerhinderung
eines AfD-Ministerpräsidenten in
Sachsen-Anhaltmit derCDUzusam-
menarbeiten zu wollen, dann will er
keine Unterschiede zwischen „der
CDU,diefaschistischePolitikmacht“
und der AfD erkennen.
Gewählt wurde er dennoch man-

gels Gegenkandidaten mit äußerst
knappen 53 Prozent Zustimmung.
„Gewählt istgewählt“hießesdanach
in den Reihen des Potsdamer Partei-
tags.Mundabputzen,weitermachen.
Dochsoeinfachwirdesnicht sein.

Pantisano blieb auf Nachfrage von
Delegierten dabei, dass die CDU
„zumTeil faschistische Politik“ma-
che. Bei aller berechtigten Kritik an
der Migrationslinie der Union: Wer
eine demokratische Partei derart
angreift, stellt sich selbst außerhalb
des politischen Spielfelds und ver-
harmlost im Gegenzug die AfD.

Luigi Pantisano nennt
Politik der CDU

„zumTeil faschistisch“

KOMMENTAR

Wenn der Potsdamer Parteitag
eins gezeigt hat, dann das: Die
Linkspartei in ihrem jetzigen Zu-
stand ist eineunberechenbareWun-
dertüte. Auf den Traum des schei-
denden Vorsitzenden Jan van Aken,
dass die Linke zu einer 25-Prozent-
Volkspartei heranwachsen werde,
wird so ein hartes Erwachen folgen.
Viele der jungen Delegierten (fast
zwei Drittel waren zum ersten Mal
auf einem Parteitag) fanden die Ku-
fiya – das „Palästinensertuch“ – als
Accessoire wichtiger als van Akens
„Tax the Rich“-Shirt.
Auf van Akens Konzept der „revo-

lutionären Freundlichkeit“ folgt ein
Kurs der antiautoritären Abgren-
zung. Pantisanos Aufgabe sollte es
sein,diezurAfDtendierendenArbei-
terinnen und Arbeiter zurückzuho-
len. Das ist ehrenwert. Doch in Pots-
dam gab es vielleicht eine Handvoll
unter den 562 Delegierten, die ihm
dabei glaubwürdig helfen könnten.

Was Trumps Tunnelblick entgeht

E ine der weltweit bedeutends-
ten Sicherheitskonferenzen,
die „GlobSec 2026“, mit 2000

Beteiligten fand kürzlich in der
tschechischen Hauptstadt Prag
statt. Nur die Münchener Sicher-
heitskonferenz ist noch größer.
Unter dem etwas trockenen Titel
„Die weltweite systemische Trans-
formation“diskutiertenunterande-
rem ein paar Dutzend Premier- und
Außenminister und auch einige
Staatsoberhäupter über die kompli-
zierten geopolitischen und techno-
logischen, aber auchdie vielenmili-
tärischen Probleme, mit denen die
Welt derzeit konfrontiert ist. Durch
GeneralleutnantMichaelVetterwar
dasdeutscheVerteidigungsministe-
rium mit einem der ranghöchsten
Bundeswehr-Offiziere vertreten.
Auchwenngelegentlicheinetwas

forciert wirkender Optimismus zu
hörenwar,wie etwa ineinerDiskus-
sion mit den Außenministern
Deutschlands und Polens, Johann
Wadephul (CDU) und Radoslaw Si-
korski, fiel die Bilanz der Vorträge
undMeetingsimkleinerenKreisins-
gesamt ernüchternd aus. Kurzinter-
views mit prominenten Politikern,
organisiert vomMagazin „Politico“,
in der „Speakeasy-Ecke“ des Kon-
gresses machten nicht zuletzt die
vielen innenpolitischen Probleme
deutlich, mit denen sich etwa der
tschechische Präsident Petr Pavel
oder die moldauische Präsidentin
MaiaSandukonfrontiertsehen.Bei-
de berichteten vonmassivem russi-
schen Einfluss auf ihre Länder. Li-
tauens Außenminister Kestutis Bu-
drys und seine rumänische Kollegin
Oana-Silvia Toiu drückten ihre tie-
fenSorgenausüberdiebeinahe täg-
lichenCyberangriffeaufihreLänder.
Von der jüngsten russischen Droh-
nenattacke konnte Toiu zu diesem
Zeitpunkt noch nichtwissen.
InzahlreichenVorträgenundDis-

kussionsbeiträgen stand die Politik
derUSAimMittelpunkt.Docheinen
Repräsentanten der Trump-Regie-
rung suchte man vergebens. Weder
das State Department noch dasVer-
teidigungsministerium waren in
Prag vertreten. Nur ein paar wenige
ehemalige US-Botschafter und Ex-
Politiker, die mit Trump nichts am
Hut haben, waren gekommen. Die
ganz auf sich fixierte US-Führung
hat wenig Interesse an der Ausei-
nandersetzung mit ihren europäi-
schen Kollegen. Dabei hätte sie von
der GlobSec 2026wichtige Erkennt-
nisse mitnehmen können, speziell
zu vier Themen.

1. EuropäischeVerteidigungs-
undSicherheitspolitik
Im vorigen Jahr haben die Europäer
gemeinsam über 370 Milliarden
Euro für ihre Rüstung ausgegeben.
Das sind 20 Prozent mehr als noch
2024. Angesichts dieser enormen
Investitionen, freilich mehrheitlich
durch Schulden finanziert, haben
die europäische und auch die deut-

Die Europäermerken, dass Lamentos undWutausbrüche über die Inkompetenz
derUS-Regierung nichts bringen und sie anders agierenmüssen

sche Rüstungspolitik derzeit keine
Geldsorgen. Vielmehr können sie
dieKapazitätennicht schnell genug
ausbauen. Die europäische Rüs-
tungsindustrie hat ein klares Pro-
duktionsproblem.
Die durchschnittliche Lieferzeit

vielerRüstungsgüter liegtbeiüber5
Jahren. Die Europäer versprachen
der ukrainischen Regierung bei-
spielsweise schon vor einigen Jah-
ren,mehrals eineMillionArtillerie-
granatenpro Jahrherzustellen.Der-
zeit können sie maximal die Hälfte
produzieren. Viele GlobSec-Teil-
nehmer schlugen vor, dass die EU-
RegierungenschonjetztBaulandfür
Waffenschmiedenerwerbensollten.
Im Bedarfsfall ließe sich der Bau
neuer Fabriken dann innerhalb von
zwölfMonaten bewerkstelligen.
Der Ukrainekrieg demonstriert,

dass die moderne Kriegführung vor
allem auf industriellen Leistungen,
schneller technologischer Anpas-
sung und kontinuierlicher Innova-
tion basiert. Mittlerweile kann die
Ukraine pro Jahr zehn Millionen
Drohnen selbst herstellenund ist so
ein gutes Stück unabhängiger von
den USA geworden. Die Ukraine ist
damit zu einem wichtigen Teil der
europäischen Verteidigungs- und
Sicherheitspolitik geworden. Euro-
pa, so der Befund auf der GlobSec-
Konferenz,könneaufdieoperativen
Erfahrungen der Ukraine auf dem
Schlachtfeld und ihre innovativen
Rüstungsanstrengungen nicht ver-
zichten. Es ist daher überlegens-
wert,obderUkrainenichtdochüber
kurz oder lang dieMitgliedschaft in
derNato,aberauchinderEUermög-
lichtwerden sollte.

2. Irankonflikt
VieleDiskussionenaufderGlobSec-
KonferenzdrehtensichumdenIran-
Krieg der USA und Israels. Weitge-
hend Konsens war, dass sich die EU
mehr als bisher umdieRegion küm-
mernmüsseundsichanLösungsver-
suchenzurBeilegungdesKriegsund
Öffnung der Straße vonHormus be-
teiligensolle.Es reichtnicht, immer
wiederzubetonen,dassdieUSAden
Krieg nie hätten beginnen sollen.
Undes istnichtgenug,mitdemEin-
satz der maritimen Schutzinitiative
der Europäer, getragen vor allem
vonLondonundParis, bisnachdem
Ende des Kriegs zuwarten.
Bisher ist China der strategische

Gewinner von Trumps verfehlter
Nahostpolitik. Die USA werden ge-

AMERIKAVERSTEHEN

rade auch in der nichtwestlichen
Welt immer mehr als chaotischer
Unruheherd und Verursacher von
KriegundInstabilitätgesehen,wäh-
rend sich China als vermeintlicher
PolderStabilitätundVerlässlichkeit
in Position bringen kann. Die Euro-
päer müssen sich daher endlich ak-
tiv an der Beilegung des Konflikts
beteiligen und denUSA aus der Pat-
sche helfen – ganz unabhängig da-
von, wie sehr sie Trumps Politik ab-
lehnen.

3. Energiemärkteund
kritischeMineralien
Auch den Themen Energie und kri-
tische Rohstoffe wurde in Prag be-
sondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt.ImmerhinsinddieEnergie-
preise in Europa durchschnittlich
etwa vier bis fünfMal so hochwie in
den USA. Weitgehende Überein-
stimmung bestand darin, dass die
vormalige Abhängigkeit von Russ-
land nicht durch eine neue Abhän-
gigkeit von China ersetzt werden
darf. Peking kontrolliert weltweit
mehrals70ProzentderAnlagenzur
RaffinierungderfürdieAuto-,Elekt-
ronik- und Rüstungsindustrie so
wichtigen Seltenen Erden und ist
auchfederführendbeidenLieferket-
ten fürneue, saubereTechnologien.
Hier muss die EU dringendst eigene
Kompetenzen entwickeln und eige-
ne Raffinerien bauen.

4.NeueTechnologien
Bis 2030wollten die Europäer einen
Anteil von 20 Prozent am globalen
Markt für Halbleiter halten, doch
werden sie wohl höchstens zwölf
Prozent erreichen. Den enormen,
meist privaten Investitionen in den
USAundAsien, nicht zuletzt in Tai-
wanundSüdkorea, hat die EUkaum
etwas entgegenzusetzen. Auch bei
Künstlicher Intelligenz (KI), Cyber-
sicherheit und angesichts der ent-
stehenden riesigen Dateninfra-
struktur in den USA und anderswo
sehen die Europäer schlecht aus.
WährenddieUSAbishermehrals40
KI-Grundlagenmodelle entwickelt
haben und China immerhin 15,
steuertEuropalediglichdreibei,ob-
wohl hier – pro Kopf der Bevölke-
rung- 30 Prozentmehr KI-Forscher
arbeitenalsindenUSA.DieEUsollte
daher vor allem versuchen, in den
Bereichen stärker mitzumischen,
wo sie (noch) konkurrenzfähig ist,
etwa bei der Herstellung von Hard-
ware, hochwertigen Verpackungs-
materialien, winzigen spezialisier-
ten Halbleiter-Bausteinen (Chip-
lets) und Design-Kapazitäten für
Chips.

Insgesamt: Europamuss pragma-
tischer und kreativer werden, und
das schnell. Das Lamento über ver-
passte Gelegenheiten und Wutaus-
brüche über die enorme Inkompe-
tenz der Trump-Administration
sind emotional entlastend, bringen
aber sonst nichts.
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Verhandlungen der

EUmit der Ukraine sind
ein klares Signal

Die Kopplung des
Rentenbeginns an

die Lebenserwartung lässt
sich besser erklären als
eine starre Erhöhung

Wer eine
demokratische
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